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Mehr Demokratie e. V. · Rotebühlstraße 86/1 · 70178 Stuttgart 
 
 
 
 
An:  
Innenministerium Baden-Württemberg 
 

poststelle@im.bwl.de 
Stefan.Hoeborn@im.bwl.de 
 
 
 

Stuttgart, den 29. Januar 2025 
 
 
 
Anhörung zum Entwurf des „Gesetzes zur Änderung kommunalwahlrechtlicher 

und weiterer Vorschriften“ in der am 18.12.2024 übersandten Fassung  
  
 
Sehr geehrte Mitglieder des Landtages von Baden-Württemberg, 
sehr geehrte Mitarbeitende des Innenministeriums und der Landesregierung, 
 
wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Rahmen des Anhörungsverfahrens zum 
oben genannten Gesetzentwurf.  
 
Obschon wir das grundsätzliche Anliegen teilen, auch den Mitgliedern kommunaler Gremien 
eine auch digitale Teilnahme an Sitzungen zu ermöglichen, erachten wir die in diesem 
Gesetzentwurf vorgelegten konkreten Regelungen zu erheblichen Teilen als unausgegoren 
und stark verbesserungsbedürftig, weil sie sich großenteils in einem rechtsfiktionalen Raum 
bewegen, statt die Praktikabilität zum obersten Kriterium zu erheben. 
 
Dazu einige Beispiele: 
 
• Der Gesetzentwurf sieht vor, dass eine digitale Teilnahme an Sitzungen nur dann möglich 

sein soll, wenn dies vorher in der Hauptsatzung der Gemeinde verankert wurde oder wenn 
alle anwesenden Mitglieder des Gremiums zustimmen. Da eine Hauptsatzungsregelung 
auf früheren Sitzungen des Gemeinderats beschlossen sein muss und somit eine 
langfristige Vorarbeit erfordert, bedeutet dies, dass die Möglichkeit einer digitalen 
Zuschaltung in nicht voraussehbaren besonderen Konstellationen, die dies als sinnvoll 
erscheinen lassen, nicht kurzfristig eingesetzt werden kann. Sie kann in einer solchen 
Situation jedenfalls nicht verlässlich planbar eingesetzt werden, weil niemals sicher sein 
kann, ob nicht doch ein einzelnes Mitglied des Gemeinderats spontan während einer 
Sitzung Einspruch erhebt, möglicherweise auch aus rein taktischen Gründen, um durch 
Nicht-Zulassung einer digitalen Teilnahme bestimmte knappe Mehrheiten zu erhalten oder 
zu kippen. Es bedeutet also, dass bei Gemeinden, die dazu nichts in der Hauptsatzung 
verankert haben (und das dürfte noch für lange Zeit die große Mehrheit der Gemeinden 
bleiben), das Instrument nicht kurzfristig in einer dafür als angemessen erscheinenden 
Lage genutzt werden kann und es stattdessen leicht zum taktischen Spielball im Kampf 
um Mehrheiten werden kann. Wesentlich sinnvoller erschiene es uns deshalb, die 
Möglichkeit einer digitalen Zuschaltung bereits generell in der Gemeindeordnung zu 
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verankern, ohne die Notwendigkeit einer Hauptsatzungsregelung. Das würde die skizzierte 
Problematik vermeiden.       

 
• Der Gesetzentwurf sieht vor, dass bei einer Störung der digitalen Übertragung, die 

„nachweislich im Verantwortungsbereich der Gemeinde liegt“, die Sitzung nicht fortgeführt 
werden darf. Hingegen darf sie fortgeführt werden, wenn die Ursache der Störung z.B. 
unklar ist. – Kritik: Zur Ursache einer Störung kann es verschiedene Meinungen geben. 
Die Ursache ist nicht immer sofort eindeutig bestimmbar, Gemeinderatsmitglieder sind 
keine technischen Experten, bei genauerem Hinsehen mag sich die Ursache anders 
darstellen als zunächst angenommen, und man kann trefflich darüber streiten, wann eine 
Ursache „nachweislich“ festgestellt ist, sobald man den rechtsfiktionalen Raum verlässt. 
Es ist in der Praxis abenteuerlich, die Sitzungsregularien von einer technischen 
Ursachenanalyse abhängig zu machen, denn es sind dazu unterschiedliche Auffassungen 
möglich. Wesentlich sinnvoller erschiene es uns deshalb, dass bei einer als digital 
einberufenen Sitzung die Sitzung nicht fortgeführt werden darf, falls eine die Übertragung 
für alle beeinträchtigende Störung auftritt, egal worin deren Ursache liegt. 

 
• Der Gesetzentwurf will regeln: „Sofern ein Ratsmitglied aufgrund einer Störung, die 

nachweislich in den Verantwortungsbereich der Gemeinde fällt, nicht an der 
Beschlussfassung teilnehmen konnte, muss es dies unverzüglich (sofern möglich im 
Rahmen der Sitzung oder ansonsten spätestens am Tag nach der Sitzung) gegenüber 
dem Bürgermeister rügen; sofern die unverzügliche Rüge unterbleibt, wird der Verstoß … 
geheilt.“ Andernfalls wird durch eine solche Rüge die Beschlussfassung nichtig. – Zu dieser 
Regelung drängen sich folgende Fragen auf: Woher soll ein digital zugeschaltetes Mitglied 
des Gemeinderats bei einer Übertragungsstörung wissen, ob die Ursache „nachweislich 
im Verantwortungsbereich der Gemeinde liegt“? Woher soll es bei einer 
Übertragungsstörung überhaupt wissen, ob während dieser Störung eine 
Beschlussfassung stattgefunden hat oder die Debatte abgebrochen wurde? Wie soll ein 
solches Mitglied „im Rahmen der Sitzung“ eine Rüge einlegen, wenn die Verbindung doch 
gestört ist und deshalb gar keine Möglichkeit der Übertragung einer solchen Rüge besteht? 
Wie soll ein solches Mitglied „spätestens am Tag nach der Sitzung“ eine Rüge gegen etwas 
einlegen, von dem das Mitglied gar nichts weiß – denn aufgrund der Störung kann es keine 
Information erhalten haben, ob die Sitzung mit einer Beschlussfassung – geschweige denn 
welcher – fortgesetzt wurde. Diese Fragen verdeutlichen, wie unausgegoren, 
rechtsfiktional und praxisfern dieser Gesetzentwurf ist. Wesentlich sinnvoller erschiene uns 
deshalb eine Regelung, die vorsieht, dass bei einer die Übertragung für alle 
beeinträchtigenden Störung, egal worin deren Ursache besteht, keine Beschlussfassung 
erfolgen darf, sofern die Sitzung als (hybrid-)digital angekündigt wurde. 
 

• Der Gesetzentwurf sieht vor, dass bei einer (hybrid-)digitalen öffentlichen Sitzung der 
Bürgermeister als Vorsitzender persönlich im Sitzungssaal anwesend sein muss. Bei einer 
nicht-öffentlichen Sitzung müsse er hingegen nicht persönlich anwesend sein und könne 
eine solche Sitzung auch selbst digital zugeschaltet aus der Ferne leiten. – Kritik: 
Zweifelsohne ist es sinnvoller, wenn ein Sitzungsleiter bei einer (auch) präsentischen 
Sitzung persönlich anwesend ist, weil er seine sitzungsleitende Funktion nur so gut und 
sicher wahrnehmen kann, z.B. beim schnellen Wahrnehmen von Wortmeldungen, kurzen 
persönlichen vermittelnden Gesprächen bei Sitzungsunterbrechungen oder auch im Fall 
von technischen Störungen, die eine digitale Leitung einer überwiegend präsentischen 
Sitzung erschweren bis verhindern. Hier gibt es auch keinen Unterschied zwischen 
öffentlichen und nicht-öffentlichen Sitzungen. Aber solche praktischen Fragen 
interessieren den vorliegenden Gesetzentwurf nicht, ihm geht es lediglich darum, dass bei 
einer öffentlichen Sitzung formalrechtlich die „Saalöffentlichkeit“ nur durch persönliche 
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Anwesenheit des Bürgermeisters als Vorsitzenden hergestellt werden könne, während bei 
einer nicht-öffentlichen Sitzung keine „Saalöffentlichkeit“ existiere und deshalb auch die 
persönliche Anwesenheit des Bürgermeisters nicht erforderlich sei. Nur deshalb sieht der 
Gesetzentwurf unterschiedlichen Regelungen zur Sitzungsleitung für öffentliche und nicht-
öffentliche Sitzungen vor. Zudem wird ausgeführt: „Da der Bürgermeister kraft Gesetz 
Vorsitzender ist (§ 25 Absatz 1 Satz 1 GemO) kann er in solchen Fällen (bei öffentlichen 
Sitzungen) gar nicht – auch nicht etwa als „einfaches Mitglied“, also ohne den Vorsitz 
übernehmen zu können – digital an der Sitzung teilnehmen.“ – Das Absurde an dieser 
Begründung ist, dass dabei eine Regelung als sakrosankt gesetzt wird (§ 25 Absatz 1 Satz 
1 GemO), die in eben jenem Gesetz, der Gemeindeordnung, enthalten ist, das mit diesem 
Gesetzentwurf geändert werden soll. Wäre es nicht viel einfacher und sinnvoller, § 25 
Absatz 1 Satz 1 GemO so abzuändern, dass auch eine Teilnahme des Bürgermeisters als 
„einfaches Mitglied“ möglich ist, er also die Sitzungsleitung an einen seiner gewählten 
Stellvertreter abgeben kann und muss, falls er sich nur digital zuschalten und nicht 
persönlich teilnehmen kann – egal, ob es sich um eine öffentliche oder nicht-öffentliche 
Sitzung handelt, sofern es sich (bei nicht-öffentlichen Sitzungen) nicht um eine volldigitale 
Sitzung ohne jede Präsenz handeln. Natürlich wäre eine solche Regelung rechtlich 
möglich, wenn § 25 Absatz 1 Satz 1 GemO entsprechend modifiziert wird. Sie wäre sicher 
sinnvoller, als unterschiedliche Regelungen zur Sitzungsleitung zwischen öffentlichen und 
nicht-öffentlichen Sitzungen vorzusehen und – wenig praktikabel – digitale 
Sitzungsleitungen von (überwiegend) Präsenzsitzungen vorzusehen.   
 

Weiterhin sieht der Gesetzentwurf vor: 
 

• Beratungsunterlagen zu nicht-öffentlichen Sitzungen sollen nicht über das 
Landesinformationsfreiheitsgesetz zur Freigabe angefordert werden können. 
Erstaunlicherweise wird dabei nicht bedacht, dass der Bürgermeister in nicht-
öffentlichen Sitzungen behandelte Informationen innerhalb des gesetzlichen Rahmens 
im eigenen Ermessen für die Öffentlichkeit freigeben kann, ähnlich wie er 
Gemeinderäte von ihrer Verschwiegenheitspflicht über bestimmte Angelegenheiten 
entbinden kann, die in nicht-öffentlichen Sitzungen behandelt wurden (§ 35 Absatz 2). 
Zumindest dies müsste im Gesetzentwurf noch ergänzt werden, da andernfalls die 
Gefahr besteht, dass Gemeindeverwaltungen bei entsprechenden LIFG-Anträgen 
pauschal die Auskunft verweigern, nur weil etwas – ggf. schon lange zurückliegend 
und berechtigte Interessen Einzelner oder das öffentliche Wohl schon lange nicht mehr 
beeinträchtigend – einmal in einer nicht-öffentlichen Sitzung behandelt wurde. Es sollte 
klargestellt werden, dass der Bürgermeister trotz früherer Behandlung in nicht-
öffentlicher Sitzung die Freigabe erteilen kann und muss, wenn es zum Zeitpunkt der 
Anfrage das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner nicht mehr 
beeinträchtigt.  
 

• Erstaunlich ist auch, dass in diesem Gesetzentwurf ein weiteres in diesem 
Zusammenhang immer wieder auftretendes Problem nicht klarstellend mit aufgegriffen 
wird: Uns sind mehrere Fälle bekannt, in denen Gemeindeverwaltungen bei 
Protokollen von öffentlichen (!) Gemeinderatssitzungen zwar eine Einsichtnahme nach 
§ 38 Absatz 2 Satz 4 GemO gestatteten, aber die Überlassung einer Kopie dieses 
Protokolls einer öffentlichen Sitzung verweigerten, wie es nach dem LIFG zustehen 
würde. Die Begründung dafür war stets, dass die GemO-Regelung nur eine 
Einsichtnahme gewähre, keine Kopie, und die GemO-Regelung hier über dem LIFG 
stehe. – Deshalb sollte im vorliegenden Gesetzentwurf zur Klarstellung § 38 Absatz 2 
Satz 4 GemO so ergänzt werden, dass auch ein Rechtsanspruch auf eine Kopie des 
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Protokolls einer öffentlichen Gemeinderatssitzung nach LIFG unzweifelhaft besteht. 
Dies hätte lediglich klarstellenden Charakter. 

   
• Der Gesetzentwurf sieht weiter vor, dass bei der Besetzung kommunaler Ausschüsse 

die Mehrheitsverhältnisse im Gemeinderat spiegelbildlich-verkleinernd abgebildet 
werden müssen. Nicht diskutiert wird dabei, dass in vielen Gemeinden bei manchen 
Ausschüssen ein sog. „Zugriffsverfahren“ im Konsens aller Gemeinderäte üblich ist. 
Das bedeutet, dass nicht für jeden Ausschuss gesondert die Spiegelbildlichkeit exakt 
errechnet wird, weil sonst ggf. in allen Ausschüssen (zumindest den kleineren) kleinere 
Fraktionen oder Einzelgemeinderäte durchgehend außenvor bleiben würden. 
Stattdessen werden im Konsens die in mehreren Ausschüssen zu vergebenden Sitze 
gepoolt und alle Fraktionen / Einzelgemeinderäte können dann in der sich aus dem 
gesetzlichen Sitzzuteilungsverfahren ergebenden Reihenfolge Sitze aus diesem Pool 
wählen. Dieses Verfahren sorgt dafür, dass alle zufrieden sind (Konsens) und die 
Spiegelbildlichkeit in Bezug auf die Gesamtheit aller Sitze in den gepoolten 
Ausschüssen exakt gegeben ist, aber ggf. nicht mehr exakt in Bezug auf jeden 
einzelnen Ausschuss für sich genommen. Der Gesetzentwurf sollte klarstellen, dass 
dieses Zugriffsverfahren weiterhin möglich ist, um eventuelle Missverständnisse zu 
vermeiden, es sei nunmehr untersagt.   
 

• Der Gesetzentwurf behandelt in Bezug auf das Kommunalwahlgesetz den Fall, dass 
bei einer Bürgermeisterwahl eine zunächst nicht auf dem Stimmzettel stehende, frei 
eingetragene Person so viele Stimmen erhält, dass sie an der Stichwahl teilnehmen 
kann, sie aber nicht die Zustimmung zur Stichwahl-Teilnahme erteilt. In diesem Fall tritt 
bisher die absurde Konstellation ein, dass eine „Stichwahl“ mit nur einem einzigen 
Kandierenden stattfindet – was im allgemeinen Verständnis keine „Stichwahl“ darstellt. 
Hypothetisch wäre es nach der gegenwärtigen Regelung im Kommunalwahlgesetz 
sogar möglich, dass eine „Stichwahl“ mit überhaupt keinen Kandidierenden stattfindet, 
also einem leeren Stimmzettel, falls zwei frei Eingetragene die meisten Stimmen 
erhalten, diese aber die Zustimmung verweigern und eine Stichwahl notwendig ist. 
Angesichts der Absurdität einer solchen Konstellation beabsichtigt der vorliegende 
Gesetzentwurf, eine Erklärung für die Wählenden vorzusehen, wie es zu einer 
„Stichwahl“ mit nur einem oder sogar gar keinem Bewerber kommen kann. – Besser 
und wäre jedoch, hier bereits die Grundlage zu ändern: Eine Stichwahl sollte *immer* 
zwischen *zwei* Kandierenden stattfinden, und zwar unten jenen Personen, die unter 
denjenigen, die ihre Zustimmung zur Stichwahl-Teilnahme erteilt haben, im ersten 
Wahlwahlgang die relativ gesehen meisten Stimmen erreicht haben. Frei Eingetragene 
des ersten Wahlgangs, die ihre Zustimmung zur Stichwahl-Teilnahme nicht erteilen, 
sollten also einfach aus der weiteren Betrachtung ausscheiden, so dass die Stichwahl 
dann zwischen den beiden Bewerber mit den nächstmeisten Stimmen stattfindet.    
 

• Wir begrüßen hingegen ausdrücklich die Änderung in § 19ab4 Satz 1, der die 
Erstattung der Aufwendungen für Schwerbehinderte regelt. Dies ist ein wichtiger Schritt 
zur politischen Teilhabe der Menschen mit einer Schwerbehinderung  
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. Edgar Wunder 
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